



BETRIEBSVEREINBARUNG

über ein Fahrzeugortungssystem
abgeschlossen zwischen dem RLH …..………………und dem

Betriebsrat der Angestellten und Arbeiter des RLH

gemäß § 343 Abs. 1 Z. 3 LAG (§ 96 Abs.1 ArbVG)
1. Geltungsbereich
a) persönlich

Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Dienstnehmer des Betriebes, einschließlich 

überlassener Arbeitskräfte sowie der für das Unternehmen tätigen freien Dienstnehmer.

Im Sinne einer einfacheren Lesbarkeit wurde für alle personenbezogenen Bezeichnungen wie „Dienstnehmer“ oder „Mitarbeiter“ eine Form gewählt, die für beide Geschlechter gilt.

b) sachlich

Gegenstand dieser Betriebvereinbarung ist die Regelung der Fahrzeugortung mittels Einsatzes eines Flottenmanagementsystems.
Diese Betriebsvereinbarung dient zur Sicherstellung der gesetzeskonformen Verwendung und Transparenz der Verwendung eines solchen Systems.
c) zeitlich

Die gegenständliche Betriebsvereinbarung tritt mit       in Kraft und wird vorerst für die Dauer von einem Jahr abgeschlossen und verlängert sich um jeweils ein weiteres Jahr, sofern nicht einer der Vertragspartner eine Änderung verlangt.
2. Voraussetzungen für die Einrichtung eines Fahrzeugortungssystems
Der Einsatz der Fahrzeugortung entspricht der Datenschutzgrundverordnung und dem Datenschutz-Anpassungsgesetz. Die Dienstnehmer sind bzw. werden über den Einsatz des Fahrzeugortungssystems, seinen Zweck und die Verwendungsweise der Daten informiert. 

3. Systembeschreibung
Bezeichnung: ………………………….
Hardwarekomponenten:
· Server ist …………………..
· GPS/GSM Gerät im Fahrzeug

· …………………………..

· ………………………….

Softwarekomponenten

· …………………………………….
· …………………………………….
· ………………………………….

· Schnittstelle zur Übergabe der Daten in die Lohnverrechnung.

· Europa Straßenkarte

· Spezialprogrammierung zur Fahrerbedienung des Terminals im Fahrzeug

· Navigationssystem

Die Erweiterung um zusätzliche Komponenten bedarf der Ergänzung dieser oder der Verabschiedung einer eigenen Betriebsvereinbarung.
4. Gegenstand und Zweck der Verarbeitung
Die Disposition kann auf einem Bildschirm laufend die Position der LKWs verfolgen, so dass ein effizienterer Einsatz der Fahrzeuge möglich ist (Vermeidung von Leerfahrten) bzw. können die Kunden besser informiert werden. Aufgezeichnete Fahrtrouten (zum Beispiel Sammeltouren) können neuen Mitarbeitern ausgedruckt mitgegeben werden. Wartezeiten bei Be- und Entlade- stellen können ausgewertet werden. Häufungen können so leicht erkannt und mit dem Kunden besprochen werden. Im Falle eines Fahrzeugdiebstahls kann das System eine wesentliche Hilfe sein.

Grundlage für die Überwachung ist daher ein berechtigtes Interesse des Dienstgebers.
5. Definition der verwendeten Daten
im Zusammenhang mit dem Datenverarbeitungssystem werden folgende Daten verarbeitet:
(nicht zutreffendes bitte streichen !)

· welche Person war wann mit welchem Fahrzeug unterwegs

· wo wurde gefahren

· Pausen, Diäten

· Dienstnummer

· Status (Pause, Arbeit, etc.)

· Datum/Uhrzeit

· LKW Nummer

· Wegstrecke, Fahrzeit

· Wegpunkte, Aufenthalt bei Kunden

· Summierung der Arbeitszeit (Arbeitszeitabzüge Pausen)

6. Definition der Datennutzung
Es erfolgen folgende personenbezogene Auswertungen:
(nicht Zutreffendes bitte streichen !)
· Lohnrelevante Daten: Tageweise und monatsweise

· Aufenthaltszeiten: Be- und Entladestellen

· Fahrspur (Wegpunkte)

· Status

· Momentaner Aufenthaltsort

· Tourauswertungen zur Nachkalkulation (Fahrzeugkosten)

Die Aufenthaltsorte laut GPS werden fahrzeitbezogen gespeichert. Da in der Regel ein Fahrer bzw. Beifahrer einen ganzen Arbeitstag lang am selben Fahrzeug ist und die Arbeit an das Fahrzeug gebunden ist, ist es unvermeidlich, dass auch auf die Personen zurückgegriffen werden kann. Dies ist jedoch keine wesentliche Änderung, da Aufenthaltsorte des Fahrzeugs anhand des Arbeitsberichtes sowie diverser Belege bzw. Mautstellen auch bisher schon nachvollziehbar waren.

Auswertungen sind auch zulässig, wenn bei einem Mitarbeiter der begründete Verdacht der missbräuchlichen Verwendung von Betriebsmitteln besteht. Dies kann zum Beispiel sein:

· Eingabe von Status „Arbeit“, wenn gar keine Arbeit verrichtet wird

· Fahrten, die nicht durch die Disposition angeordnet wurden (sofern daraus relevante Kosten entstehen).

Der Betroffene erhält die Möglichkeit zu einer Stellungnahme.
Auswertungen, die für das elektronische Fahrtenbuch erforderlich sind, dürfen nur zu diesem Zwecke ausgewertet und nur von den in Anhang 1 angeführten zuständigen Personen eingesehen werden.
7. Abgrenzung zu anderen Datenverarbeitungen
Zu folgenden Datenverarbeitungen/stellen dürfen Daten zulässigerweise übermittelt werden:
· Lohnverrechnung

· Kostenrechnung

· Disposition

8. Aufbewahrungsdauer und Datenzugriff
Personenbezogene Daten werden nach Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen gelöscht. Die Auswertung der Daten ist zulässig, soweit in den Punkten 4. bis 6. keine anderweitige Regelung getroffen wurde, ausschließlich zur Abwehr von Verwaltungsstrafen und Schadenersatzansprüchen sowie bei Verdacht auf strafrechtwidriges Verhalten und im Falle eines elektronischen Fahrtenbuches, soweit dies aufgrund steuerrechtlicher und abgabenrechtlicher Vorschriften erforderlich. Die über Punkt 4. bis 6. hinausgehenden Auswertungen sind nur unter Beiziehung des Betriebsrates zulässig.
Die sichere Aufbewahrung der Aufzeichnungsmedien, das heißt der Ausschluss des Zugriffs nicht befugter Personen auf die Daten, ist durch den Betreiber zu gewährleisten. 

Alle zugriffsberechtigten Personen sind in Anhang 1 angeführt und haben durch Unterschrift zu bestätigen, von den in der Betriebsvereinbarung getroffenen Regelungen nachweislich informiert worden zu sein. 

9. Anwender (User) der Personaldatenverarbeitung
Die persönliche Identifikation der Mitarbeiter an Eingabe- und Dialoggeräten bei der Personaldatenverarbeitung dient der Erfassung der Lohnarbeitszeit. Eine Leistung und/oder Verhaltensüberwachung dieser Beschäftigten findet dadurch nicht statt.
10. Rechte der Dienstnehmer 

Den Dienstnehmern stehen grundsätzlich die Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung, Datenübertragbarkeit und Widerspruch zu. Dafür können sich Dienstnehmer an die Geschäftsführung der Lagerhausgenossenschaft ..……………….. wenden.
Wenn Dienstnehmer glauben, dass die Verarbeitung ihrer Daten gegen das Datenschutzrecht verstößt oder ihre datenschutzrechtlichen Ansprüche sonst in einer Weise verletzt worden sind, können Sie sich bei der Datenschutzbehörde beschweren.

11.   Informations-, Mitwirkungs- und Kontrollrechte des Betriebsrates 

Der Betriebsrat hat das Recht, jederzeit die Einhaltung der Betriebsvereinbarung sowie die 

ordnungsgemäße Funktion des Systems, unabhängig von konkreten Beschwerden, zu überprüfen. Der für den Betrieb des Systems Verantwortliche ist gegenüber dem Betriebsrat auskunftspflichtig. 

Der Betriebsrat muss rechtzeitig von Änderungen oder einem Ausbau des Systems informiert werden. Jeder Ausbau bzw. jede Änderung bedarf einer Ergänzung bzw. Änderung dieser Betriebsvereinbarung. 
12. Kontaktdaten des Verantwortlichen 
  Lagerhausgenossenschaft…………….

  Adresse……………………

13. Anwender (User) der Personaldatenverarbeitung

Betriebsrat und Betriebsführung verpflichten sich, bei der Auslegung und Anwendung dieser Betriebsvereinbarung vom Grundsatz der Wirtschaftlichkeit auszugehen. Eine Anwendung der Betriebsvereinbarung in der Art, dass jedes Unternehmen ein gegenüber dem Schutzzweck der Betriebsvereinbarung nicht gerechtfertigter Kostenaufwand oder eine eklatante Arbeitsverhinderung steht, ist ausgeschlossen.
Da das beschriebene System die Wirtschaftlichkeit des Betriebes sichern soll, darf dieses in seiner Wirkung in Richtung Effizienzsteigerungen nicht geschmälert werden. Verbesserungen zum Schutz der Privatsphäre bzw. Erhöhung der Wirtschaftlichkeit können und sollen von beiden Parteien jederzeit eingebracht werden.

Anhang 1: Zugriffsberechtigte Personen (inkl. Kopie der nachweislichen Information) 

Für die Unternehmensleitung   



 Für den Betriebsrat 


